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Diskursallianzen in der Migrationsdebatte?  

Politischer Parallelismus zwischen Medien und Parteien im Fra-

ming der Flucht- und Asylmigration im Jahr 2018 
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Anmerkung: Der oben genannte Beitrag ist im Rahmen des Forschungsprojektes 

„Media Performance & Democracy“ entstanden. Dieses Codebuch stellt einen 

Auszug aus dem umfangreicheren Gesamt-Codebuch des Projektes dar. An dieser 

Stelle werden nur jene Kategorien und Codieranweisungen beschrieben, die für 

den dem Beitrag zugrundeliegenden Datensatz von Relevanz sind. Das Codebuch 

bezieht sich auf die Inhaltsanalyse der Mediendokumente. Für die Analyse der 

Parteiendokumente kann es – unter Ausschluss der medienspezifischen Hinweise 

– ebenfalls eingesetzt werden. 
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Deutungsmuster: Standardargumente (STA) 

Die im Text identifizierten wertebezogenen Aussagen sollen mithilfe dieser Kategorie einer 

Ausprägung der Liste an Deutungsmustern und den dazugehörigen Codes zugeordnet werden. 

Es gibt prinzipiell keine zahlenmäßige Begrenzung, es sollen pro Artikel/Beitrag alle von einem 

Sprecher/Akteur angeführten Standardargumente erfasst werden (siehe für Ausnahmen die 

nachfolgenden Hinweise).  

Hinweis – mehrere Standardargumente gleichzeitig: Zu beachten ist, dass Aussagen von Spre-

chern/Akteuren prinzipiell mehrere, unterschiedliche Standardargumente gleichzeitig (z. B. in 

einem einzigen Satz) berühren können. In einem solchen Fall ist jedes Standardargument ge-

sondert und jeweils so präzise wie möglich zu erfassen. 

Hinweis – keine eindeutige Zuordnung von Standardargumenten: Es können Formulierungen 

vorkommen bei denen sich – auch aus dem Kontext des Artikels/Beitrags heraus – nicht ein-

deutig feststellen lässt, welches Standardargument durch eine Aussage angesprochen wird. Bei 

dieser Form von Zweifelsfällen sind alle für den konkreten Fall möglichen Standardargumente 

zu verschlüsseln. Beispiel: „Die FDP ist für eine weitere Aussetzung des Familiennachzugs bei 

der gleichzeitigen Möglichkeit von Härtefallregelungen. Die gänzliche Freigabe des Familien-

nachzuges ist angesichts der begrenzten Möglichkeiten bei Wohnen, Arbeit und Bildung aber 

aus Sicht der Partei nicht verantwortbar.“ Bei diesem Beispiel bleibt aufgrund der knappen 

Formulierung unklar, für wen die Konsequenzen nicht zu verantworten sind. Je nachdem, ob 

die Migranten selbst, die deutschen Behörden oder die Aufnahmegesellschaft gemeint ist, er-

geben sich unterschiedliche Deutungen.  

Hinweis – mehrmals Standardargument gleicher Ausprägung an verschiedenen Stellen eines 

Textes: Sofern ein Sprecher mehrmals ein Standardargument gleicher Ausprägung an verschie-

denen Stellen eines Artikels oder Beitrags vorbringt bzw. Akteuren mehrmals das Standardar-

gument gleicher Ausprägung zugewiesen wird, so ist das Standardargument diesbezüglich nur 

einmal zu verschlüsseln. 

Hinweis – Gegenteilige bzw. gegensätzliche Deutungen: In der Übersicht von möglichen Deu-

tungen finden sich einige Perspektiven, die Gegensätze darstellen (Beispiele: nationale Ent-

scheidungshoheit in der Migrationspolitik vs. Entscheidungshoheit auf der supra- bzw. interna-

tionalen Ebene; Veränderung des politischen Diskurses in Richtung Autoritarismus vs. Liber-

tarismus). Hier soll der Codierer darauf achten, ob die Befürwortung einer richtungspolitischen 

Deutung oder die Ablehnung der entgegengesetzten Deutung im Fokus steht (vgl. die Kategorie 

STA_VAL).  
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Liste möglicher Deutungsmuster und dazugehörige Codes 

Kurzbezeichnung Deutungsmuster 

(Code) 

Standardargumente Zuordnung zu wertebezogenen 

Konfliktpolen 

Quellen 

 

No Borders (01) Radikale, anarchistische Position der 

Grenzen- und in der Folge Staatenlo-

sigkeit („no borders“). 

 

Ausdrücklich allen Menschen, nicht 

etwa nur Arbeitsmigranten, sollte 

eine globale Bewegungs- und Nie-

derlassungsfreiheit samt umfassen-

den Rechten im Aufenthaltsland un-

abhängig von ihrer Nationalität, 

Staatsbürgerschaft, ihrem Hinter-

grund et cetera zugestanden werden 

(„Kein Mensch ist illegal.“).  

 

Die Autorität von Staaten, hier ins-

besondere in migrationspolitischen 

Fragen, und Formen von Staatlich-

keit werden allgemein in Frage ge-

stellt. Bisweilen erfolgt eine Ver-

knüpfung mit antikapitalistischen 

Haltungen. 

Extrem integrativ im Sinne einer Ab-

lehnung von Grenzen 

Georgi (2016, 2015) 

 

King (2016) 

 

Gesellschaftlicher 

Kosmopolitismus (02) 

Anmerkung: Aufgrund des seltenen 

Vorkommens im Untersuchungs-

zeitraum wird diese Deutung im 

Rahmen der Auswertung dem 

Deutungsmuster „Multikultura-

lismus“ untergeordnet. 

Das Denken in nationalistisch-ethni-

schen Grenzen wird als überholt an-

gesehen. 

 

Im Zentrum des Kosmopolitismus 

steht die Betonung der Gleichzeitig-

keit und Vermischung verschiedener 

Zugehörigkeiten auf individueller 

Integrativ im Sinne einer – über nati-

onale Grenzen hinweg – kosmopoli-

tischen Haltung 

 

 

Eade und Ruspini (2014, 81f.) unter 

Verweis auf die Kosmopolitismus-

Definition nach Beck und Grande 

(2007) 

 

Eilders und Lüter (1998, 52f.)  

 

Grande und Kriesi (2012, 12ff.) 
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  Ebene. Ausbildung einer (zusätzli-

chen) europäischen respektive globa-

len Identität. 

 

Diesem Deutungstyp werden auch 

postmoderne Vorstellungen sowie 

die Konzeption postmigrantischer 

Gesellschaften zugeordnet. Darunter 

fällt etwa die Idee eines Konvivialis-

mus: Demnach wird gesellschaftli-

ches Zusammenleben als symmetri-

scher Lernprozess konzipiert, in dem 

sich alle Individuen und Teilgruppen 

einer (durch Migration geprägten) 

Gesellschaft permanent verändern 

und anpassen, um miteinander aus-

zukommen.  

 

Heutige durch Migrationsbewegun-

gen geprägte Gesellschaften seien 

durch eine grundsätzliche „super-

diversity“ (O’Brien 2016 mit Ver-

weis auf Vertovec 2007) gekenn-

zeichnet, die die Instabilität und Ver-

änderbarkeit von Identitäten beför-

dere. 

Helbling (2014, 24ff.) – „multicul-

tural identity frames“ 

 

Höglinger et al. (2012, 237ff.) 

 

Münkler und Münkler (2016, 186f.) 

 

O’Brien (2016, 301ff.) 

 

Scheufele und Engelmann (2013, 

539) 

 

Voltmer (1999, 208f.; 1997, 192) 
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Humanitarismus (03) Verständnis für und Bezüge auf die 

schwierige Situation von Migranten 

vor, während, nach der Migration: 

Thematisierung von Fluchtursachen, 

mangelnder Unterstützung, Formen 

der Diskriminierung, Verletzung von 

Menschenrechten, Ausbeutung, Ver-

elendung von Migranten in Lagern; 

Ableitung von entsprechendem 

Handlungsbedarf. 

 

Es soll eine menschenwürdige Be-

handlung und Unterbringung von 

Migranten in den Aufnahmestaaten 

gewährleistet sein. 

 

Verweis auf Bewegungsfreiheit als 

Menschenrecht und die Befürwor-

tung offener Grenzen: Bezüge auf 

die rechtliche Selbstbindung eines 

Landes sowie auf mögliche rechtli-

che Verstöße gegen Menschenrechts-

abkommen (Europäische Menschen-

rechtskonvention, Artikel 13 der 

UN-Menschenrechtscharta) oder hu-

manitäres Völkerrecht (Genfer 

Flüchtlingskonvention).  

 

Die Pflicht der Hilfe und eines akti-

ven (ehrenamtlichen) Engagements 

seitens der Residenzgesellschaft er-

folgt auf Basis des Gesellschaftsver-

trages und zum Zwecke des Wohles 

aller Gesellschaftsmitglieder. Durch 

Integrativ im Sinne eines (säkularen) 

Humanitarismus, grundsätzliche Ab-

lehnung von (nationalistisch-völki-

schen) Tendenzen der Ausgrenzung 

Arlt und Wolling (2016, Tab. 3) 

 

Benson und Wood (2015, 807) – 

„Problems for immigrants” 

 

Budde et al. (2018, 33ff.) –„Humani-

tätsframe“ 

 

Goedeke Tort et al. (2016, 509)  

 

Münkler und Münkler (2016, 164ff.) 

 

van Gorp (2005, 489ff.) 
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die Aufnahme von Migranten wer-

den humanitäre Haltungen in der Ge-

sellschaft geweckt und gestärkt. 

Barmherzigkeit (religiös) (04) 

Anmerkung: Aufgrund des seltenen 

Vorkommens im Untersuchungs-

zeitraum wird diese Deutung im 

Rahmen der Auswertung der 

Deutung „Humanitarismus“ 

untergeordnet. 

Die Pflicht der Hilfe und eines akti-

ven (ehrenamtlichen) Engagements 

seitens der Residenzgesellschaft oder 

spezifischer der Glaubensgemein-

schaft erfolgt ausgehend von basa-

len, religiösen Geboten. 

Integrativ im Sinne einer religiös 

motivierten Barmherzigkeit und 

Nächstenliebe, grundsätzliche Ab-

lehnung von (nationalistisch-völki-

schen) Tendenzen der Ausgrenzung 

Siehe Humanitarismus 

Multikulturalismus (05) Betonung kultureller Offenheit und 

des Mehrwerts kultureller Vielfalt 

(„Melting Pot“-Metapher) für eine 

Gesellschaft – etwa im Sinne gesell-

schaftlichen Fortschritts. Das Zu-

sammenleben ethnisch und kulturell 

unterschiedlicher Gruppen wird als 

Bereicherung eingeordnet. 

 

Hervorgehobenes Ziel ist die fried-

volle Koexistenz kulturell unter-

schiedlicher Gruppen in einer Ge-

sellschaft.  

 

Zusicherung von Eigenständigkeit 

und eigenen Rechten unterschiedli-

cher Kulturen und Bevölkerungs-

gruppen, die in einem Land zusam-

menleben. 

 

Skeptische Haltung gegenüber rest-

riktiven Bedingungen zum Erlangen 

umfassender staatsbürgerlicher 

Rechte. 

Integrativ im Sinne von Toleranz, 

Akzeptanz bis hin zur Förderung von 

Multikulturalismus, Ablehnung von 

(nationalistisch-völkischen) Tenden-

zen der Ausgrenzung 

Arlt und Wolling (2016, Tab. 3) 

 

Benson und Wood (2015, 807) – 

„No problem“ 

 

Blätte (2017) 

  

Eade und Ruspini (2014) 

 

Eilders und Lüter (1998, 53)  

 

Haller (2017a, 125) 

 

Han (2010, 294ff.) 

 

Helbling (2014, 24ff.) – „multicul-

tural identity frames“, „moral-uni-

versal frames“ 

 

Höglinger et al. (2012, 237ff.) 

 

O’Brien (2016, 295) 

 

 



8 

 

Verweis auf moralische Prinzipien 

und universelle Rechte, die allge-

mein von jedem Menschen in glei-

cher Weise beansprucht werden kön-

nen; Beispiele: Demokratie und Par-

tizipation, Gleichheit, Gerechtigkeit, 

Rechtsstaatprinzip, Menschenrechte, 

bürgerliche Grundrechte, politische 

Rechte. 

 

Akzeptanz von Mischformen alter 

und neuer Kultur (versus Illusion der 

vollständigen Assimilation). 

 

Auffassung, dass ethnische und reli-

giöse Gemeinschaften und Netz-

werke „in der Fremde“ als „Sprung-

brett“ oder „Übergangszonen“ in die 

Aufnahmegesellschaft fungieren 

können. Diese bieten Halt und Ori-

entierung in noch unbekannten Län-

dern und Gesellschaften (Hoesch 

2018, 179; Luft 2017, 108). 

 

Multikulturalismus als Grundlage 

der Ausbildung gesellschaftlicher 

Identität: „Kulturelle Identität bedeu-

tet, dass unterschiedliche Menschen 

zwar örtlich gemeinsam leben, aber 

ihre jeweils eigenen Charakteristika 

bewahren. Dies kann seinen Aus-

druck in eigenen Institutionen und 

Scheufele und Engelmann (2013, 

539) 

 

Voltmer (1999, 209; 1997, 192) 
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Rechtsansprüchen (Schulen, expli-

zite Schutzrechte) finden.“ (Eilders 

und Lüter 1998, 53) 

Toleranz (religiös) (06) 

Anmerkung: Aufgrund des seltenen 

Vorkommens im Untersuchungs-

zeitraum wird diese Deutung im 

Rahmen der Auswertung dem 

Deutungsmuster „Multikultura-

lismus“ untergeordnet. 

Betonung von Offenheit gegenüber 

anderen Religionen und Forderung 

eines friedlichen Miteinanders sowie 

interreligiösen Dialogs zum Zwecke 

der Integration.  

 

Skeptische Haltung gegenüber pau-

schalen Fehldarstellungen anderer 

Religionen („Muslime sind alle ge-

walttätig.“), deren Ausgrenzung und 

Diskriminierung.  

 

Die Pflicht zur Toleranz folgt in die-

ser Deutung explizit basalen, religiö-

sen (nicht zwingend nur christlichen) 

Geboten.  

Integrativ im Sinne einer religiös 

motivierten Nächstenliebe bezie-

hungsweise einer Toleranz gegen-

über anderen Religionsgemeinschaf-

ten, grundsätzliche Ablehnung von 

Tendenzen der Ausgrenzung von an-

deren Religionsgemeinschaften 

 

Siehe Multikulturalismus 

Republikanismus  

(liberal assimilationism) (07) 

Republikanische Konzeption eines 

„liberal assimilationism“ (O’Brien 

2016; Joppke und Morawska 2003) 

als Integrationsmechanismus und als 

Grundlage gesellschaftlicher Identi-

tät. Eingeforderte Verpflichtung der 

Migranten, die universellen Men-

schenrechte und demokratischen 

Grundwerte zu achten und sich diese 

anzueignen. Im Zuge dieser Deutung 

wird bisweilen gefordert, dass die 

Sprache der Mehrheitsgesellschaft 

von Migranten als Grundlage der In-

tegration erlernt wird. 

Moderat liberal/integrativ im Sinne 

des vorrangigen Schutzes individuel-

ler Freiheitsrechte und demokrati-

scher Grundwerte  

Han (2010, 337) 

 

Hoesch (2018, 152f.) 

 

Joppke und Morawska (2003, 5ff.) 

 

Koopmans (2017, 194ff.) 

 

Luft (2017, 106ff.)  

 

Münkler und Münkler (2016, 288f.) 

 

O’Brien (2016, 292ff.) 
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  Dem „liberal assimilationism“ liegt 

das Ziel zugrunde, dass die individu-

elle Autonomie aller Gesellschafts-

mitglieder nicht gefährdet werden 

darf.  

 

Republikanische Formen staatsbür-

gerlicher Identität im Sinne eines 

Verfassungspatriotismus. 

 

Religionskritik im Sinne einer Her-

ausforderung für demokratische 

Werte der Aufklärung (zum Beispiel 

Verhältnis Kirche-Staat, Rechtsstaat-

lichkeit, Meinungs- und Religions-

freiheit, Geschlechtergerechtigkeit); 

Häufiges Beispiel ist das Frauenbild 

im Islam: 

- Frauen als Opfer einer frauen-

feindlichen Religion 

- Kopftücher als Symbol der Un-

terdrückung 

- „kulturell bedingte Gewalt“ ge-

gen Frauen (häusliche Gewalt, 

Ehrenmorde, Genitalverstümme-

lung) 

- Interpretation des Ehrbegriffs 

und Patriarchalismus 

- Praxis einer „Paralleljustiz“ 

 

Ein weiteres Beispiel sind feindliche 

Haltungen auf Seiten der Migranten 

gegenüber anderen Religionen (etwa 

Antisemitismus im Islam). 
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  Assimilation (08) Die Integration von Migranten in die 

Gesellschaft funktioniere nach dieser 

Perspektive nur unter der Bedingung, 

dass sie sich an die im Aufnahme-

land geltenden Gesetze, sozialen 

Normen, Umgangsformen und Tra-

ditionen halten.  

 

Assimilation meint hier, dass kultu-

relle Gruppen sich der Leitkultur der 

Aufnahmegesellschaft anpassen. Sie 

sollen diese übernehmen, das heißt 

sie sollen sich kulturell und damit 

über geteilte demokratische Grund-

prinzipien hinaus assimilieren.  

 

Die „Leitkultur“ des Aufnahmelan-

des – etwa in Anlehnung an christli-

che und aufklärerische Werte, Reli-

gionen und Kultur des „Abendlan-

des“ – fungiert als Grundlage der 

Ausbildung einer nationalen Identi-

tät. Die in multikulturalistischen 

Überlegungen betonte Eigenständig-

keit der anderen Kulturen (eigene 

Sprache, Schulen) wird abgelehnt. 

Einforderung des Austausches mit 

der Mehrheitskultur auch in interper-

sonalen Netzwerken, Freundeskrei-

sen et cetera. 

Abgrenzend-autoritär im Sinne der 

Forderung nach Anpassung an Ge-

setze, Regeln und insbesondere an 

kulturelle Traditionen der Aufnah-

megesellschaft (strenge Interpreta-

tion des Gedankens der Assimila-

tion) 

Arlt und Wolling (2016, Tab. 3) 

 

Benson und Wood (2015, 807) – 

„Problems for society“ 

 

Eade und Ruspini (2014) 

 

Eilders und Lüter (1998, 53) 

 

Grande und Kriesi (2012, 12ff.) 

 

Hainmueller und Hopkins (2014, 

230ff.) – „Sociotropic Threats“ 

 

Han (2010, 294ff.) 

 

Helbling (2014, 24ff.) – „national-

istic frames“ 

 

Hoesch (2018, 82ff.) 

 

Höglinger et al. (2012, 237ff.) 

 

Koopmans (2017, Kap. 1) 

 

Roggeband und Vliegenthart (2007, 

531) – „Islam-as-Threat Frame“ 

 

Scheufele und Engelmann (2013, 

539) 



12 

 

   Problematisierung: Ohne eine „Leit-

kultur“ bestehen womöglich nur 

schwer oder nicht zu überbrückende, 

kulturelle und religiöse Differenzen 

im Alltag zwischen Migranten sowie 

der Aufnahmegesellschaft. 

  

Utilitarismus 

Aufnahmegesellschaft (09) 

Man geht im Rahmen dieser Deu-

tung davon aus, „dass der soziale Zu-

sammenhalt durch die heftige Ab-

wehr eines Teils der Gesellschaft ge-

fährdet und so auch das gelebte 

Grundrecht bedroht sei“ (Haller 

2017a, 125). Man begründet „diese 

Einschätzung mit dem aufbrechen-

den Fremdenhass, dem Erfolg rechts-

nationaler Populisten und der zuneh-

menden Straßengewalt“ (ebd.). Diese 

Tendenzen werden als Kennzeichen 

dafür interpretiert, „dass die Zahl der 

Flüchtlinge an die Grenzen der Sozi-

alverträglichkeit gelangt sei“ (ebd.) 

und damit auch die Chancen auf eine 

Integration der Migranten in die Ge-

sellschaft verringert seien. 

 

Bei diesem Deutungsmuster finden 

sich Argumentationen im Sinne einer 

Güterabwägung, „dass die Sicherung 

des sozialen Zusammenhalts ein hö-

heres Gut sei als die Aufnahme im-

mer neuer Flüchtlinge“ (ebd.). 

Implizit abgrenzend beziehungs-

weise nationalistisch im Sinne des 

Vorrangs des sozialen Zusammen-

halts in der Aufnahmegesellschaft 

Haller (2017a, 125) 

 

Helbling (2014, 24ff.) – „pragmatic 

frames“ 

 

Höglinger et al. (2012, 237ff.) 
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  Anti-Egalitarismus und 

Ethnopluralismus (10) 

Grundannahme: Pauschale Differen-

zierung der Weltbevölkerung nach 

kulturellen Räumen, wobei jedes In-

dividuum einer (homogenen) Kultur 

zugeordnet werden kann. Kultur 

wird hierbei nicht als soziale Praxis, 

als Habitus oder Konvention be-

trachtet, sondern als „natürliches“ 

Merkmal eines Individuums qua zu-

geschriebener Zugehörigkeit zu ei-

nem statischen Kollektiv. Dieses 

Kollektiv kann ein durch eine ge-

meinsame Kultur definiertes Volk 

oder eine Ethnie, Nation, Religion 

(Islam, Judentum) sowie größere ge-

ographische Räume (Maghreb, naher 

Osten, Arabien, Afrika) meinen. 

 

Zentrale Vorstellung der Unverein-

barkeit: Prognose von Konkurrenz-

verhältnissen und Konflikten zwi-

schen nicht zu vereinbarenden „eige-

nen“ und „fremden“ Kulturkreisen 

(„clash of cultures“; „clash of ci-

vilizations“); Darstellung von ande-

ren Kulturen und Ethnien als Bedro-

hung für die einheimische Bevölke-

rung; vorrangiges Ziel der Bewah-

rung einer kulturellen Homogenität 

beziehungsweise von kulturell ho-

mogenen Gesellschaften. 

Extrem abgrenzend beziehungsweise 

nationalistisch im Sinne einer klar 

segregierenden und völkisch-ethno-

zentrischen Haltung 

Carter (2017) 

 

Kitschelt (1995) 

 

Koopmans et al. (2005, 11f.) 

 

Künzel (2007, 157ff.) 

 

Küpper et al. (2016) 

 

Mudde (2017) 

 

Winkler (2001) 

 

Zick et al. (2016) 
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 Übertragung der in der Grundan-

nahme angelegten Differenzsemantik 

„eigen versus fremd“ (Udris 2011, 

57, 60ff.) als Maßstab legitimer Poli-

tik: Differenzierung einer ursprüngli-

chen „Volksgemeinschaft“ mit vol-

len und einer Minderheit von Frem-

den mit deutlich eingeschränkten po-

litischen, sozialen und kulturellen 

Rechten („Vorrechte von ethnisch 

Deutschen“, „Muslime haben nicht 

das Recht im christlich geprägten 

Deutschland zu leben.“). 

  

Präferenz eines segregierenden Eth-

nopluralismus, um Verluste von 

Identität und sozialer Kohäsion 

(„Gefährdung des friedlichen Mitei-

nanders“) durch ethnisch-kulturelle 

Vermischung zu vermeiden (Argu-

mentation der Neuen Rechten): Be-

fürwortung eines Programms der 

ethnokulturellen Revision, Aufhe-

bung der seit den 1970er Jahren ein-

setzenden, gesellschaftlichen Vielfalt 

und Durchmischung im Sinne eth-

nisch-kultureller Grenzziehungen zur 

Definition einer Nation; Befürwor-

tung von politischen Maßnahmen, 

um die Vermischung von homoge-

nen Gruppen zu unterbinden oder 

rückgängig zu machen und die 

„Reinheit“ von Völkern/Ethnien/Na-

tionen zu gewährleisten. 
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Innere Sicherheit: 

präventiv/integrativ (11) 

Bei dieser Deutung wird die Ver-

knüpfung von Migrationsbewegun-

gen und steigender Kriminalität be-

stritten. Stattdessen wird auf andere 

Zusammenhänge aufmerksam ge-

macht, die kriminologisch ermittelt 

werden können. Dazu gehören etwa 

problematische Aspekte wie die so-

ziale und ökonomische Perspektivlo-

sigkeit von Migranten, Lagerkoller 

sowie das Aufeinandertreffen von 

Menschen mit religiös-kulturellen 

Differenzen in Aufnahmezentren 

und/oder Gewalt gegen beziehungs-

weise zwischen Migranten. Häufig 

verbunden mit der Forderung nach 

einer Verbesserung der Situation von 

Migranten sowie nach eher präven-

tiven Maßnahmen zur Verbesserung 

der inneren Sicherheit. 

Integrativ im Sinne einer Befürwor-

tung präventiver Maßnahmen zur 

Gewährleistung innerer und persönli-

cher Sicherheit 

Koopmans (2017, 142ff.) 

 

Mediendienst Integration (2018) 

 

Pfeiffer et al. (2018) 

Innere Sicherheit: Law-and-Order 

(12) 

Im Rahmen dieser Deutung wird die 

Zuwanderung von Migranten mit 

dem Verlust von Ordnung, innerer 

Sicherheit, zunehmender Kriminali-

tät bis hin zur Angst vor terroristi-

schen Akten verknüpft.  

 

Häufig verbunden mit der Forderung 

nach einer strengen Law-and-Order-

Politik und einer rigiden Abschiebe-

praxis. 

Abgrenzend-autoritär im Sinne einer 

Law-and-Order-Haltung zur Ge-

währleistung innerer/gesellschaftli-

cher und persönlicher Sicherheit 

Benson und Wood (2015, 807) – 

„Problems for society“ 

 

Budde et al. (2018, 33ff.) – „Law-

and-Order-Frame“ 

 

Goedeke Tort et al. (2016, 508) 

 

Hainmueller und Hopkins (2014, 

230ff.) – „Sociotropic Threats“ 

 

Helbling (2014, 24ff.) – „security 

frames“ 
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Sozialstaat als 

Integrationsinstrument (13) 

Für das Gelingen einer Integration 

von Migranten gilt es, über sozial-

staatliche Maßnahmen deren Teil-

habe an der Gesellschaft sicherzu-

stellen. 

 

Gewährleistung von Integration und 

Identitätsbildung von Migranten ge-

rade durch Teilhabe am Sozialstaat. 

Gemeinwohlorientiert im Sinne einer 

Vorstellung von (sozial-)staatlichen 

Leistungen als Integrationsinstru-

ment 

 

 

Hoesch (2018, 155ff.) 

 

Münkler und Münkler (2016, 112f.) 

Ökonomischer Nutzen (14) Wertebezogene Aussagen, die in der 

Migration einen ökonomischen Nut-

zen (potenzielle, kostengünstige oder 

hochqualifizierte Arbeitskräfte, 

Fachkräfte, Steigerung der Produkti-

vität und Wettbewerbsfähigkeit) se-

hen. 

  

Befürwortung offener Grenzen als 

Verlängerung eines freien, gemein-

samen Wirtschaftsraums zum Zwe-

cke eines langfristigen Wirtschafts-

wachstums und der Vermehrung von 

Wohlstand (Beispiel: Freizügigkeit 

innerhalb des Schengen-Raums der 

Europäischen Union). 

 

Einforderung einer „neoliberalen 

Wende“ der Migrationspolitik. 

 

Kritik unter anderem an der unzu-

reichenden Flexibilität des Arbeits-

marktes und des Sozialstaates bezie-

hungsweise an staatlichen Regulie-

rungsinstrumenten; Verknüpfung mit 

Marktliberal im Sinne einer  

Gewinn-, Wachstums- und Effizienz-

orientierung 

Arlt und Wolling (2016, Tab. 3) 

 

Blätte (2017, 168) 

 

Benson und Wood (2015, 807) – 

„No problem“ 

 

Goedeke Tort et al. (2016, 508f.) 

 

Haller (2017a, 125) 

 

Helbling (2014, 24ff.) – „economic 

frames“ 

 

Hoesch (2018, 158) unter Verweis 

auf Ruhs und Martin (2008) 

 

Höglinger et al. (2012, 237ff.) 

 

Koopmans (2017, 20ff.) 
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der Forderung nach Deregulierung 

und Flexibilisierung; auch: schlanker 

Sozialstaat als besonderer Anreiz für 

Hochqualifizierte und Gefahr unge-

wollter Effekte des Sozialstaates für 

Niedrigqualifizierte (so genannte 

„Wohlfahrtsfalle“).  

 

Erörterung von Trade-Off-Beziehun-

gen zwischen den Migranten zuge-

standenen Rechten und Leistungen 

sowie der erlaubten Zahl an Zuwan-

dernden (ökonomische Kosten-Nut-

zen-Erwägungen). 

 

Ökonomisch-effizienzorientierte Per-

spektive des Diversity Management 

in Unternehmen und Behörden (kul-

turelle Vielfalt als ökonomisch ge-

winnbringende Ressource). 

Ökonomisch nützliche 

Migrationstypen (15) 

In dieser Deutung wird argumentiert, 

dass ausschließlich diejenigen Mig-

ranten aufgenommen und integriert 

werden sollten, die einen Nutzen für 

die wirtschaftliche Entwicklung des 

Landes darstellen.  

 

Darunter auch Kritik: Die momenta-

nen Migranten entsprechen nicht 

denjenigen, die der Arbeitsmarkt des 

Aufnahmelandes dringend benötigt. 

 

In weniger radikaler Form als bei po-

pulistischen Akteuren entspricht 

Synthese einer marktliberal-gewinn-

orientierten und abgrenzenden Per-

spektive im Sinne einer Differenzie-

rung von „marktrelevanten“ Migrati-

onstypen 

Münkler und Münkler (2016, 94ff.) 

 

Schammann (2017, 150f.) 
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  diese Deutung der am ökonomischen 

Nutzen einzelner Personen orientier-

ten und stark gesteuerten Migrations-

politik von Staaten wie etwa den 

USA, Kanada, Neuseeland oder 

Australien (Hoesch 2018, 165f.; Han 

2010, 170ff.). 

Kosten und Belastung des 

Sozialstaats (16) 

Deutungen, die dieser Kategorie zu-

geordnet werden, sind dadurch ge-

kennzeichnet, dass sie aus einer Kos-

tenperspektive insbesondere die Be-

lastung des Sozialstaats durch Zu-

wanderung fokussieren: 

 

Betonung einer zunehmenden Über-

lastung des – ohnehin schon tiefgrei-

fenden – Wohlfahrtsstaats aufgrund 

von Migration. 

 

Migranten als besondere Herausfor-

derung aufgrund ihrer geringen fi-

nanziellen Unabhängigkeit. 

 

Verweise auf Kosten für die Allge-

meinheit, die die positive ökonomi-

sche Entwicklung des Landes ge-

fährden könnten, sowie auf die mög-

liche Verschwendung staatlicher, fi-

nanzieller Mittel für Menschen mit 

einer unsicheren Bleibeperspektive. 

Marktliberal im Sinne einer Orientie-

rung an ökonomischer Stabilität und 

an der Effizienz staatlichen Han-

delns, Ziel einer möglichst geringen 

Belastung des Sozialstaats 

Arlt und Wolling (2016, Tab. 3) 

 

Benson und Wood (2015, 807) – 

„Problems for society“, „Cause pull 

factors“ 

 

Goedeke Tort et al. (2016, 509) 

 

Hainmueller und Hopkins (2014, 

227ff.) – „Fiscal burden“, „Labor 

market competition“ 

 

Helbling (2014, 24ff.) – „labour and 

social security frames“ 

 

Höglinger et al. (2012, 237ff.) 
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Wohlfahrtschauvinismus (17) Diese Kategorie bezieht sich auf so-

zialautoritäre Deutungen, bei denen 

die Belastung des Sozialstaats ent-

lang ethnischer Grenzziehungen ver-

handelt wird. Solche Grenzziehun-

gen fungieren als Maßstab legitimer 

Sozialpolitik.  

 

Aussagen beziehen sich hier auf die 

Vorstellung einer ausgrenzenden 

Konkurrenz um Anspruchsberechti-

gung nach dem Muster „Sozialleis-

tungen für Migranten bedeuten den 

Abzug von Sozialleistungen für uns 

Deutsche.“. Die sozialstaatliche Be-

lastung wird gedeutet als problemati-

sche Einschränkung von Rechten, 

die man als (deutscher) Volksge-

nosse erworben hat (Ethnisierung 

des Problems). Damit verbunden 

sind in der Konsequenz auch Forde-

rungen nach einer geringeren wohl-

fahrtsstaatlichen Unterstützung für 

Migranten im Vergleich zur Unter-

stützung der einheimischen Bevölke-

rung.  

 

Neben einer Konkurrenz um sozial-

staatliche Leistungen können im 

Rahmen dieser Deutung auch andere 

Bezugspunkte beziehungsweise sozi-

ale Felder der Konkurrenz herange-

zogen werden. Beispiel des Arbeits-

marktes: Hier wird die zusätzliche 

(Sozialstaatlich-)Abgrenzend im 

Sinne der Vorenthaltung von Rech-

ten für Minoritäten 

Benson und Wood (2015, 807) – 

„Problems for society“ 

 

Hainmueller und Hopkins (2014, 

227ff.) – „Fiscal burden“, „Labor 

market competition“ 

 

Helbling (2014, 24ff.) – „labour and 

social security frames“ 

 

Höglinger et al. (2012, 237ff.) 

 

Kitschelt (1995) 

 

Münkler und Münkler (2016, 114ff.) 
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Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt 

durch Migranten thematisiert und 

mit Ängsten vor einem gedrückten 

Lohnniveau, vor Arbeitslosigkeit 

und Armut der Mitglieder der Auf-

nahmegesellschaft verknüpft. Einge-

fordert wird in diesem Zusammen-

hang zumeist eine starke Einschrän-

kung bis hin zu einer Verwehrung 

des Zugangs von Migranten zum ein-

heimischen Arbeitsmarkt. 

 

Im Rahmen dieser Deutung wird bis-

weilen die Differenzierung von 

„Wirtschaftsflüchtlingen“, „Armuts-

migranten“, „Sozialtouristen“ einer-

seits und „echten“ politischen 

Flüchtlingen andererseits zur Be-

gründung herangezogen. 

Internationale Kooperation (18) Die grenzüberschreitende Koopera-

tion von Nationalstaaten und Regio-

nen (und beispielsweise auch Nicht-

regierungsorganisationen) sei zur 

Bearbeitung globaler Herausforde-

rungen wie umfassenden Migrations-

strömen die effizientere und damit 

überlegene Form. 

 

Ziel sind friedliche Kompromisslö-

sungen und die Vertiefung grenz-

überschreitender Zusammenarbeit. 

Voraussetzung der Zusammenarbeit 

ist internationale Solidarität zwi-

Integrativ im Sinne der Entschei-

dungsfindung, gemeinsamen Pro-

blemlösung und Lastenteilung auf 

supranationaler Ebene 

Grande und Kriesi (2012, 12ff.) 

 

Luft (2017, 117ff.) 

 

Münkler und Münkler (2016, 213ff.) 
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  schen den verschiedenen National-

staaten. Zudem sollten supra- bezie-

hungsweise internationale Organisa-

tionen im Sinne einer Ausweitung 

von Aufgaben und Verantwortlich-

keiten gestärkt werden. 

 

Kritik an einer möglichen Rückkehr 

zu einzelstaatlichen Lösungen 

(Grenzschließung, Widerstand ge-

genüber Verteilungsschlüsseln et 

cetera). 

Nationalstaatliche Souveränität 

(19) 

Bewahrung nationaler Souveränität 

und die Vertretung nationaler Inte-

ressen und Rechte im Rahmen der 

Lösung von Problemen. Auf den Na-

tionalstaat ausgerichtete Orientie-

rung in der Entscheidungsfindung 

aus nutzenbezogenen („höhere Ef-

fektivität nationaler Lösungen“) und 

symbolischen („Deutschland als 

mächtiger Staat und starke Nation in 

der Weltpolitik“) Gründen. 

 

Verweise auf einen möglichen Steu-

erungsverlust von Nationalstaaten 

(„Entgrenzung“) mit dem Ziel der 

Rückkehr zu einzelstaatlichen Prob-

lemlösungen. 

Nationalistisch-abgrenzend im Sinne 

der Bewahrung nationaler Souverä-

nität in der Entscheidungsfindung 

 

Grande und Kriesi (2012, 12ff.) 

 

Hoesch (2018, Kap. 4.3.5, Kap. 4.5, 

Kap. 4.6) 

 

Münkler und Münkler (2016, 213ff.) 
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Effektivität des Regierens (20) Hierunter fallen relativ ähnliche Per-

spektiven, die in den konkreten Fäl-

len mehr oder wenig stark autoritär 

geprägt sein können. Zum Teil, aber 

nicht immer, wird diese Deutung als 

pragmatisches Argument zur Recht-

fertigung einer ausgrenzenden Hal-

tung genutzt. Fokussiert wird die Ka-

pazität staatlicher sowie supranatio-

naler Institutionen effektiv zu han-

deln. 

 

Hervorhebung von Fragen der recht-

lichen Umsetzung und der hohen Be-

deutung von Rechtssicherheit (wie 

bei Verweisen auf rechtliche Grau-

zonen, den unklaren Status von 

Asylbewerbern oder die Zahl illega-

ler Migranten).  

 

Befürchtungen, dass die staatlichen 

Institutionen beziehungsweise das 

juristische Regulationssystem im 

Aufnahmeland – sowie auf internati-

onaler Ebene –nicht in der Lage 

seien, die hohen und aufgrund von 

„Kettenwanderungen“ vermutlich 

auch kontinuierlichen Flüchtlings-

zahlen zu bewältigen. Erwartung ei-

nes „Systeminfarkts“ (Luft 2017, 88 

unter Verweis auf Klos 2013) als 

mittelfristige Konsequenz. Ziel ist 

die „realistische“ Orientierung am 

Prinzip der Machbarkeit. 

Moderat autoritär-abgrenzend im 

Sinne von Effektivität des Regierens 

als Eigenwert 

Benson und Wood (2015, 807) – 

„Problems for authorities“ 

 

Budde et al. (2018, 33ff.) – „Maß-

nahmenframe“ 

 

Haller (2017a, 125) 

 

Helbling (2014, 24ff.) – „pragmatic 

frames“ 

 

Höglinger et al. (2012, 237ff.) 

 

Luft (2017, 97ff.) 
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Kosteneffiziente Verwaltung (21) Spezifische Kosten-Perspektive: Kri-

tik an zeitraubenden, bürokratischen 

Strukturen, die einer kosteneffizien-

ten Lösung migrationspolitischer 

Herausforderungen im Wege stehen.  

Übertragung einer marktliberalen 

Haltung auf administrative Fragen 

einer kosteneffizienten Verwaltung 

 

 

Benson und Wood (2015, 807) – 

„Problems for authorities“ 

 

Helbling (2014, 24ff.) – „pragmatic 

frames“ 

Linke Elitenkritik (22) Der politischen Elite wird vorgewor-

fen, dass zu wenige oder kontrapro-

duktive Maßnahmen für die umfas-

sende Unterstützung und Integration 

von Migranten getroffen werden. 

Das System zur Regulierung von 

Migration wird als zu restriktiv oder 

inhuman bewertet. Das Handeln der 

politischen Elite sorge für eine Ver-

schlechterung der Situation von Mig-

ranten. 

 

Sonderform der Elitenkritik gegen-

über der Europäischen Union: Vor-

wurf einer „bigotten“ Politik, in de-

ren Rahmen innerhalb der EU Bewe-

gungsfreiheit möglich ist, während 

sie sich nach außen durch ein rigides 

Grenzregime abschottet (Metapher 

der „Festung Europa“).  

 

Kritik an der Ungerechtigkeit des 

EU-Asylregimes, das den Tod vieler 

Menschen während der Flucht in 

Kauf nehme und die Angewiesenheit 

der Flüchtenden auf „Schlepperban-

den“ verstärke; damit werde als Ne-

benprodukt ungerechterweise auch 

Integrativ(-solidarisch) 

 

 

Benson und Wood (2015, 807) – 

„Cause system (pro-immigration)“ 

 

Han (2010, 196f.) 

 

Hoesch (2018, Kap. 7) 

 

Koopmans (2017, Kap. 3) 

 

Münkler und Münkler (2016, 209, 

216f.) 

 

Philo et al. (2013, Kap. 2)  

 

Udris (2011, 62f.) 

 

 



24 

 

  eine spezifische Gruppe von Migran-

ten, das heißt junge, gesunde Män-

ner, die eine Flucht finanzieren kön-

nen, bevorzugt (Koopmans 2017, 

Kap. 3). 

 

Erklärung der „Migrationskrise“ als 

Folge oder Ausdruck anderer Kon-

flikte und Herausforderungen: 

Kritik an autoritären Regimen und 

Unterstützung solcher Regime etwa 

durch Waffenlieferungen seitens 

westlicher Demokratien; Folgen des 

Neoliberalismus und soziale Un-

gleichheit als Kernprobleme; rechter 

Populismus/Extremismus; Entste-

hung von „Parallelgesellschaften“ 

nicht primär religionsbedingt, son-

dern als Folge von staatlicher Woh-

nungspolitik und sozioökonomischer 

Benachteiligung; Radikalisierung 

von Migranten als Konsequenz von 

Diskriminierung. 
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Moderat autoritäre Elitenkritik 

(23) 

Der politischen Elite wird beim mo-

derat autoritären Deutungstyp vorge-

worfen, dass a) die Herausforderun-

gen und Probleme, die mit der Zu-

wanderung von Fremden verknüpft 

sind, von ihr nicht verhindert oder zu 

wenig entschieden behandelt werden 

(Vorwurf der Untätigkeit). Die aktu-

ellen Maßnahmen zur Regulierung 

der Migration auf nationaler, europä-

ischer und internationaler Ebene 

werden als zu lasch und/oder als in-

adäquat bewertet. 

Teil dieses moderat autoritären Deu-

tungstyp kann zudem b) die Thema-

tisierung von Überforderung, Unsi-

cherheiten bis hin zu Ahnungslosig-

keit und anschließenden Fehlent-

scheidungen auf der behördlichen 

Vollzugsebene sein. 

Moderat abgrenzend-autoritär 

 

Benson und Wood (2015, 807) – 

„Cause system (anti-immigration)“ 

 

Münkler und Münkler (2016, 223ff.) 

 

Extrem autoritäre Elitenkritik (24) Ausgehend von im Anti-Egalitaris-

mus prominenten Feindbildern wen-

det sich die Feindschaftserklärung 

im Rahmen dieser Deutung gegen 

diejenigen, die die Anwesenheit der 

Feinde im Innern zulassen, das heißt 

gegen die politische Elite.  

 

Die „bedrohte Volksgemeinschaft“ 

werde in zentralen Entscheidungen 

nicht berücksichtigt und ihre Situa-

tion verschlechtere sich durch das 

Handeln der politischen Elite. Das 

Volk könne nur durch eine bessere 

Extrem abgrenzend-autoritär 

 

 

Benson und Wood (2015, 807) – 

„Cause system (anti-immigration)“ 

 

Carter (2017) 

 

Künzel (2007) 

 

Küpper et al. (2016) 

 

Mudde (2017) 

 

Münkler und Münkler (2016, 201ff.) 

 

Stöss (2010) 



26 

 

Führung gerettet werden, weshalb 

ein Austausch der Elite eingefordert 

wird. 

 

Bisweilen werden im Rahmen dieser 

Deutung verschwörungstheoretische 

Auffassungen vorgebracht. Es han-

delt sich dabei um Aussagen, in de-

nen negative politisch-gesellschaftli-

che Entwicklungen unter Verweis 

auf (empirisch nicht prüfbare) Ver-

schwörungen erklärt werden. Der po-

litischen Elite wird vorgeworfen, 

dass die Probleme, die mit der Zu-

wanderung von Fremden verknüpft 

sind, von ihr bewusst verschleiert 

werden oder sogar gewollt sind. Der 

Elite wird hinsichtlich der Migrati-

onspolitik ein konspiratives Handeln 

unterstellt, Beispiel: „Hinter dem 

Handeln der deutschen Regierung 

steckt der langfristige Plan, in 

Deutschland einen muslimischen 

Staat zu errichten.“. 

 

Extremer Aktivismus als mögliche 

praktische Fortsetzung der Eliten-

feindschaft: Physische Gewalt und 

terroristische Akte (gegen Migranten 

und/oder gegen die politische Elite) 

werden als legitime Mittel zur 

Durchsetzung der eigenen politi-

schen Position angesehen. Unterstüt-

Udris (2011, 63, Fn. 46) 

 

Zick et al. (2016) 
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zung oder sogar Substitution der Po-

lizei durch „Bürgerwehren“ (Vi-

gilantismus). 

Polarisierung der Gesellschaft (25) Die „Flüchtlingskrise“ und der Mig-

rationsdiskurs werden als Auslöser 

für eine allgemeine Polarisierung der 

Gesellschaft angesehen. 

Kein Bezug zu Konfliktpolen 

 

Benson und Wood (2015, 807) – 

„Problems for society“ 

 

Budde et al. (2018, 33ff.) –„Kon-

fliktframe“ 

Politische Kultur nach links (26) Der Migrationsdiskurs verdeutlicht 

die Dominanz von Akteuren und 

Meinungen aus dem linken politi-

schen Lager. 

 

Vorwürfe eines „Meinungsdiktats“ 

des „links-grünen Mainstreams“ 

(linke kulturelle Hegemonie).  

 

Kritik an überzogener „political cor-

rectness“ im politischen Diskurs.  

 

Der Migrationsdiskurs lässt erken-

nen, dass in der Asylpolitik zuneh-

mend liberalisierende Policy-Vor-

schläge seitens etablierter Parteien 

vorgebracht und beschlossen wer-

den. 

Abgrenzend Benson und Wood (2015, 807) – 

„Problems for society“ 

 

Budde et al. (2018, 33ff.) –„Kon-

fliktframe“ 

 

Küpper et al. (2016) 

Politische Kultur nach rechts (27) Der Migrationsdiskurs verdeutlicht 

die Verrohung der gesellschaftlichen 

Debatte durch Akteure und Meinun-

gen aus dem rechten Lager. 

 

Hinweise auf die Gefahr eines erstar-

kenden Rechtspopulismus und 

Rechtsradikalismus. 

Integrativ 

 

Benson und Wood (2015, 807) – 

„Problems for society“ 

 

Budde et al. (2018, 33ff.) –„Kon-

fliktframe“ 
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Der Migrationsdiskurs lässt erken-

nen, dass in der Asylpolitik zuneh-

mend restriktive Policy-Vorschläge – 

womöglich als Reaktion auf die stei-

gende Popularität rechter Bewegun-

gen und Parteien – seitens etablierter 

Parteien vorgebracht und beschlos-

sen werden. 

 

Zudem wird das Ausmaß (latenter) 

diskriminierender bis fremdenfeind-

licher Haltungen in großen Teilen 

der Gesellschaft inklusive der Eliten 

deutlich. 
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Deutungsmuster: Valenz (STA_VAL) 

Hier wird zusätzlich zur Identifikation von Deutungsmustern pro wertebezogener Aussage fest-

gehalten wie Sprecher sich gegenüber der jeweils identifizierten, wertebezogenen Aussage po-

sitionieren bzw. welche Positionierung anderen Akteuren zugewiesen wird. Es geht um die 

Prüfung, ob Sprecher/Akteure als Befürworter bzw. Garant oder als Gegner der mit Standardar-

gumenten ausgedrückten Perspektive fungieren.  

Grundsätzlich ist eine Wertung definiert als die Abgabe eines subjektiven Urteils bezüglich des 

Wertes eines Objektes oder Subjektes durch einen Urteilenden. Ein verbalisiertes Urteil ist ein 

Satz, der ausdrücklich eine Wertung beinhaltet oder eine solche impliziert. Explizite Wertungen 

können sprachlich durch Wertbegriffe wie „gut“ – „schlecht“, „gerecht“ – „ungerecht“, „sinn-

voll“ – „sinnlos“ etc. signalisiert werden (z. B. „Aus Sicht der SPD ist die Rückbesinnung auf 

gesellschaftliche Solidarität in der jetzigen Krisensituation besonders sinnvoll.“, explizite Be-

fürwortung; „Zwischen Migranten erster und zweiter Klasse zu unterscheiden ist aus Sicht der 

Grünen vollkommen unangebracht.“, explizite Ablehnung).  

Prominent ist die Form einer impliziten Wertung bzw. einer impliziten Positionierung als Ga-

rant für die Durchsetzung bestimmter wertebezogener Grundhaltungen. Diese Form kann ins-

besondere dann auftreten, wenn wertebezogene Aussagen als Rahmen von Policy-Vorschlägen 

genutzt werden. Beispiel: „Die SPD plädiert für die Möglichkeit des Familiennachzugs, weil 

der Nachzug ein wichtiges Element zur Integration der Migranten ist“. Bei dieser Form findet 

sich zwar keine explizite Befürwortung und dennoch wird durch die Art der Formulierung deut-

lich, dass die SPD sich als Garant von (sozial)staatlichen Maßnahmen zur Integration positio-

niert. Das folgende Beispiel soll demgegenüber die implizite Positionierung eines Spre-

chers/Akteurs als Gegner einer angesprochenen Grundhaltung illustrieren: „Mit der jahrelangen 

Politik der Bemutterung ethnischer Minderheiten muss gebrochen werden, so der Experte. Der 

Ansporn zur Eigeninitiative werde dadurch unterdrückt.“ 

Für die Codierung als ambivalente Bewertung ist eine Abwägung verschiedener Positionierun-

gen notwendig. Beispiel: „Die Ausrichtung der CDU bleibt unklar. Zum einen will man seinem 

christlich-solidarischen Profil treu bleiben. Zum anderen werden die parteiinternen Forderun-

gen nach einer deutlich restriktiveren Positionierung in der Flüchtlingspolitik immer lauter.“ 

Neben verbalisierten Wertungen können in Videosequenzen auch indirekte Wertungen ange-

wendet werden. Diese zeigen sich durch Mimik, Gestik, oder Tonfall (z. B. im Falle von Ironie), 

nicht jedoch durch eine explizite Aussage. In europäischen Kulturen bedeutet bezüglich der 

http://de.wikipedia.org/wiki/Subjektivit%C3%A4t
http://de.wikipedia.org/wiki/Urteil
http://de.wikipedia.org/wiki/Wert
http://de.wikipedia.org/wiki/Objekt
http://de.wikipedia.org/wiki/Subjekt
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Mimik etwa die Stirn zu runzeln Tadel, die Unterlippe vor zu schieben und die Augen zu ver-

drehen Ungläubigkeit bzw. Skepsis, die Nase zu rümpfen und die Nasenlöcher zu blähen Ab-

scheu bzw. Ekel und die Züge „versteinern“ zu lassen Ablehnung.  

1 = Zustimmung: Standardargument wird befürwortet bzw. Akteuren wird eine Befürwortung 

der dazugehörigen Deutung zugeschrieben. Sprecher/Akteure positionieren sich als Garant für 

die Durchsetzung bestimmter Grundhaltungen. 

2 = Ambivalenz: Standardargument wird vom Sprecher ambivalent bewertet bzw. Akteuren 

wird eine ambivalente Bewertung der dazugehörigen Deutung zugeschrieben. Sprecher/Ak-

teure haben keine feste Position gegenüber den angesprochenen Grundhaltungen. 

3 = Zurückweisung: Standardargument wird vom Sprecher abgelehnt bzw. Akteuren wird 

eine Ablehnung der dazugehörigen Deutung zugeschrieben. Sprecher/Akteure positionieren 

sich als Gegner für die Durchsetzung bestimmter Grundhaltungen.

http://de.wikipedia.org/wiki/Stirn
http://de.wikipedia.org/wiki/Tadel
http://de.wikipedia.org/wiki/Lippe
http://de.wikipedia.org/wiki/Auge
http://de.wikipedia.org/wiki/Skepsis
http://de.wikipedia.org/wiki/Nase_%28Organ%29
http://de.wikipedia.org/wiki/Ekel
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Sprecher und Akteure – Vorbemerkung und übergeordnete Hinweise 

Problembezogene Aussagen werden von Sprechern geäußert bzw. Akteuren zugeordnet. Spre-

cher und Akteure werden mit einer gemeinsamen Kategorie erfasst. Als Sprecher gelten in An-

lehnung an Haller (2017b) identifizierbare Aussageträger im Text, die als Quellen von prob-

lembezogenen Aussagen im Artikel/Beitrag explizit angegeben sind. Sprecher können vor allem 

dadurch identifiziert werden, dass sie direkt oder indirekt zitiert werden. Akteure sind im Text 

identifizierbare Handlungsträger. Sie sind dementsprechend durch Verben des Handelns zu er-

kennen. Auch anhand der Beschreibung eines bestimmten Handelns von Akteuren lassen sich 

deren problembezogene Haltungen ablesen und codieren. Beispiele: „Die Grünen verlangen 

eine angemessene Unterbringung der Asylsuchenden, um die humanitäre Verpflichtung 

Deutschlands zu erfüllen.“, „Die Kanzlerin appellierte an die EU-Mitgliedsstaaten, sich am 

Grundsatz der Solidarität zu orientieren.“. Grundsätzlich sind Sprecher und Akteure so präzise 

wie möglich zu codieren, notfalls sind die aufgeführten Oberkategorien zu verwenden. 

 

Hinweise zur Verknüpfung von Sprechern/Akteuren und problembezogenen Aussagen 

innerhalb eines Textes: 

Verschlüsselung von Beitragsautoren als Sprecher/Akteur: Finden sich in einem Text problem-

bezogene Aussagen, die allerdings keinem Sprecher/Akteur im definierten Sinne zugeordnet 

werden können (z. B. insbesondere bei der Stilform ‚Kommentar‘), so wird der Beitragsautor 

bzw. die Beitragsautoren (Ausprägung 3000; inkl. Agenturmeldungen) selbst als Sprecher ver-

schlüsselt. 

Mehrmalige Nennung eines Sprechers/Akteurs sowie Zuordnung zu problembezogener Aus-

sage der gleichen Ausprägung: Wird ein Sprecher/Akteur im Text mehrmals (d. h. ohne Ände-

rungen seiner Rolle bzw. des institutionellen Kontextes) genannt und mehrfach mit einer prob-

lembezogenen Aussage der gleichen Ausprägung verknüpft, so wird diese Verknüpfung von 

Sprecher/Akteur und Aussage nur einmal codiert.  

Mehrmalige Nennung eines Sprechers/Akteurs sowie Zuordnung zu unterschiedlichen prob-

lembezogenen Aussagen: Wird ein Sprecher/Akteur mehrmals genannt, aber mit problembezo-

genen Aussagen unterschiedlicher Ausprägung verknüpft, so wird der Sprecher/Akteur in ei-

nem solchen Artikel/Beitrag auch mehrmals als Sprecher in Verbindung mit der jeweiligen 

problembezogenen Aussage erfasst. 
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Einzelpersonen als öffentliche Stellvertreter für unabgeschlossene Personengruppen – Zuord-

nung zu problembezogener Aussage der gleichen Ausprägung: Falls in einem Artikel/Beitrag 

sowohl unabgeschlossene Personengruppen (z. B. „die CSU“) als auch Einzelpersonen (z. B. 

Alexander Dobrindt) vorkommen, die eindeutig der Personengruppe zugeordnet werden kön-

nen bzw. im jeweiligen Artikel/Beitrag stellvertretend für diese sprechen, so werden – im Falle 

der Zuordnung zu einer problembezogenen Aussage der gleichen Ausprägung für Personen-

gruppe und Einzelperson – die problembezogenen Aussagen zum Zwecke einer präziseren 

Identifikation ausschließlich den Einzelpersonen zugeordnet. Sofern in solchen Fällen mehrere 

unterschiedliche Einzelpersonen (im obigen Beispiel könnte neben Alexander Dobrindt und 

„der CSU“ auch Horst Seehofer auftreten) vorkommen, so sind die beiden Einzelpersonen se-

parat zu verschlüsseln und jeweils der problembezogenen Aussage gleicher Ausprägung zuzu-

ordnen. Diese Konventionen sind auch bei der Codierung der Kategorie SPRECH_EIN zu be-

achten. 

Eine Ausnahme von diesen Regeln liegt nur dann vor, falls die unabgeschlossene Personen-

gruppe als Sprecher/Akteur mit einer problembezogenen Aussage verbunden ist, die nicht auch 

von einer der Einzelpersonen vorgebracht wird. In diesem Fall ist die unabgeschlossene Perso-

nengruppe als separater Sprecher/Akteur mit einer eigenen problembezogenen Aussage zu ver-

schlüsseln. 

Gemeinsame Nennung von mehreren Sprechern/Akteuren und problembezogener Aussage der 

gleichen Ausprägung: Für den Fall, dass mehrere Sprecher/Akteure gleichzeitig mit einer prob-

lembezogenen Aussage der gleichen Ausprägung vorkommen (z. B. bei Formulierungen wie 

„Horst Seehofer und Angela Merkel sind sich in der Ansicht einig, dass…), so ist jeder ange-

führte Sprecher/Akteur separat zu verschlüsseln und der problembezogenen Aussage einzeln 

zuzuordnen.  

Stilform ‚Kommentar, Kolumne, Glosse, Leitartikel‘: Bei dieser Stilform gilt für die Zuordnung 

zu problembezogenen Aussagen eine Sonderregel. Alle aufgeführten problembezogenen Aus-

sagen werden ausschließlich dem Beitragsautor zugeordnet.  

Problembezogene Aussagen in veröffentlichten Gesetzestexten und Originaldokumente: Im 

Falle von veröffentlichten Gesetzestexten oder Dokumenten werden diejenigen Personen als 

Sprecher/Akteur codiert, die die jeweiligen Unterlagen beschlossen, verabschiedet etc. haben. 
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Einzelpersonen und unabgeschlossene Personengruppen (SPRECH_EIN) 

Mithilfe dieser Kategorie wird verschlüsselt, ob es sich bei den jeweiligen Sprechern/Akteuren 

um Einzelpersonen (z. B. Angela Merkel, Horst Seehofer) handelt oder ob problembezogene 

Aussagen unabgeschlossenen Personengruppen (z. B. „die CDU“, „die Regierung“, „die EU“, 

„die Menschen in Deutschland“, „die Bewohner der Stadt X“) zuzuordnen sind. 

1 = Einzelperson 

2 = Unabgeschlossene Personengruppe  

Hinweis – Einzelpersonen als öffentliche Stellvertreter für unabgeschlossene Personengruppen 

– siehe auch die Vorbemerkungen zur Sprecher-/Akteurscodierung oben: Falls in einem Arti-

kel/Beitrag sowohl unabgeschlossene Personengruppen (z. B. „die CSU“) als auch Einzelper-

sonen (z. B. Alexander Dobrindt) vorkommen, die eindeutig der Personengruppe zugeordnet 

werden können bzw. im jeweiligen Artikel/Beitrag stellvertretend für diese sprechen, so werden 

– im Falle der Zuordnung zu einer problembezogenen Aussage der gleichen Ausprägung für 

Personengruppe und Einzelperson – die problembezogenen Aussagen zum Zwecke einer prä-

ziseren Identifikation ausschließlich den Einzelpersonen zugeordnet. Sofern in solchen Fällen 

mehrere unterschiedliche Einzelpersonen (im obigen Beispiel: CSU, Alexander Dobrindt, 

Horst Seehofer) vorkommen, so sind die beiden Einzelpersonen separat zu verschlüsseln und 

jeweils der problembezogenen Aussage zuzuordnen. 

Eine Ausnahme von diesen Regeln liegt nur dann vor, falls die unabgeschlossene Personen-

gruppe als Sprecher/Akteur mit einer problembezogenen Aussage verbunden ist, die nicht auch 

von einer der Einzelpersonen vorgebracht wird. In diesem Fall ist die unabgeschlossene Perso-

nengruppe als separater Sprecher/Akteur mit einer eigenen problembezogenen Aussage zu ver-

schlüsseln. 

Hinweis – Beitragsautoren als Sprecher: Sofern einer oder mehrere Beitragsautoren selbst als 

Sprecher fungieren, ist immer die Ausprägung 1 (Einzelperson) zu codieren. 

Hinweis – Nachrichtenagenturen: Bei Agenturmeldungen (angezeigt durch ein entsprechendes 

Kürzel wie „dpa“) werden Nachrichtenagenturen als Einzelpersonen gefasst. 
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Name des Sprechers/Akteurs (SPRECH_NAM) 

Hier wird der im Text genannte Vor- und Nachname einer Einzelperson, in Sonderfällen die 

Namen von mehreren Einzelpersonen (getrennt durch ein Semikolon und in der Reihenfolge 

ihres ersten Auftretens im Originalbeitrag; siehe die Vorbemerkungen und Hinweise zur Spre-

cher-/Akteurscodierung), die Bezeichnung der unabgeschlossenen Personengruppe oder – so-

fern ersichtlich – der Vor- und Nachname des Beitragsautors bzw. der Beitragsautoren offen 

erfasst. 

Hinweis – nicht näher definierte, unabgeschlossene Personengruppen: Sofern nicht näher defi-

nierte, unabgeschlossene Personengruppen vorkommen (Ausprägung 4000), wird in das offene 

Feld die im Artikel/Beitrag genutzte Umschreibung dieser Personengruppe eingetragen, z. B. 

„die Menschen aus Deutschland“.  

Hinweis – fehlende Namen oder Kürzel von journalistischen Beitragsautoren: Falls der Name 

von journalistischen Beitragsautoren (Ausprägung 3000) nicht zu erkennen ist, wird das Auto-

renkürzel oder – sofern dieses ebenfalls nicht angegeben ist – „Beitragsautor“ in das offene 

Feld eingetragen. 

Hinweis – mehrere journalistische Beitragsautoren: Falls mehrere journalistische Beitragsauto-

ren gemeinsam einen Artikel/Beitrag verfassen, so sind alle Namen oder Kürzel – getrennt 

durch ein Semikolon und in der Reihenfolge ihrer Nennung im Originalbeitrag – hintereinander 

einzutragen.  

Hinweis – ‚Name‘ bei Agenturmeldungen: Bei Agenturmeldungen wird das Kürzel der Nach-

richtenagentur (z. B. dpa) als Name festgehalten. 

Hinweis – mehrere Bezeichnungen für Personen: Sofern in einem Text mehrere Bezeichnungen 

für eine Person verwandt werden („Kanzlerin“, „Angela Merkel“, „Mutti“), so ist unter dieser 

Kategorie vornehmlich der Vor- und Nachname der Person zu verschlüsseln. Kommt der Vor- 

und Nachname nicht vor, so ist die institutionelle Rolle der Person festzuhalten. Nur dann, wenn 

ausschließlich Spitznamen oder ähnliche Umschreibungen vorkommen, sind diese an dieser 

Stelle offen zu erfassen. 
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Zuordnung von Sprechern/Akteuren zu Institutionen und Organisationen 

(SPRECH) 

Sprecher und Akteure sollen mithilfe dieser Kategorie Institutionen oder Organisationen zuge-

ordnet werden für die sie tätig sind bzw. für die sie öffentlich sprechen.  

Hinweis – Oberkategorie „Politik“: Unterhalb der Oberkategorie „Politik“ ist zu differenzieren, 

in welcher Rolle bzw. in welchem institutionellen Kontext (Regierung, Parlament/Legislative, 

Parteifunktion) politische Akteure auftreten, z. B. ob die jeweilige Person in ihrer Funktion als 

Regierungsmitglied oder als Parteifunktionär spricht. Wenn mehrere Funktionen eines Spre-

chers/Akteurs aus der Oberkategorie „Politik“ genannt werden, sollte das Staatsamt der jewei-

ligen Person erfasst werden. 

Hinweis – unabgeschlossene Personengruppen: Falls unabgeschlossene Personengruppen als 

Sprecher/Akteure vorkommen und sofern keine passenden, eigenständigen Ausprägungen vor-

liegen, sind Oberkategorien zu verschlüsseln. Beispiele: „die EU“ = Regierung → Europäische 

Ebene; „die deutsche Regierung“ oder „die Regierungskoalition“ = Regierung → Bundesebene; 

„der deutsche Staat“ = Verwaltung → Bundesebene; „NRW“ = Verwaltung → Landesebene; 

„die CDU“ = Parteifunktion → Bundesebene; „die NRW-CDU“ = Parteifunktion → Landes-

ebene; „aus ungarischen Regierungskreisen“ = Regierung → Ausland; „die Politik“ = Politik. 

Im Falle von sehr allgemeinen, nicht näher definierten Personengruppen („die Menschen in 

Deutschland“, „die Bewohner der Stadt X“) wird die Ausprägung 4000 (Allgemeinheit als 

Sprecher) verschlüsselt. 

Hinweis – Recherchen zur Identifikation von passenden Ausprägungen: Falls Recherchen zur 

korrekten Vergabe von Codes notwendig sind, so ist in Zweifelsfällen die Selbstdarstellung von 

Institutionen oder Organisationen auf deren Webseiten entscheidend. Beispiel: Das „Institut der 

deutschen Wirtschaft“ (IW Köln) könnte prinzipiell den Ausprägungen 2002 oder 2400 zuge-

ordnet werden. Selbst stellt sich das IW Köln als „privates Wirtschaftsforschungsinstitut“ dar. 

Als Forschungsinstitut ist es der Ausprägung 2400 (Experten – Gutachter – Wissenschaft) zu-

zuordnen.  

Hinweis – Darstellung von Sprechern/Akteuren in ehemaligen Funktionen: Im Falle von Dar-

stellungen wie z. B. „In seiner früheren Funktion als Bundesinnenminister stand Thomas de 

Maizière für eine andere Migrationspolitik.“ ist darauf zu achten, ob problembezogene Aussa-

gen im Text mit der früheren oder der heutigen Funktion (als „ehemaliger X“) von Spre-
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chern/Akteuren verknüpft sind. Davon hängt ab, welche Ausprägung bei SPRECH verschlüs-

selt wird: Die ehemalige Funktion ist konkret zu verschlüsseln (im Beispiel also Ausprägung 

1128), sofern Aussagen im Text eindeutig mit dieser früheren Funktion verbunden sind. An-

sonsten wird Ausprägung 1400 codiert. 

1000  POLITIK 

1100  Rolle bzw. institutioneller Kontext: REGIERUNG (bzw. exekutive Äquivalente) 

1110  Europäische Ebene (auch: Euro-Gruppe) 

1111  EU-Kommission 

1112  Europäischer Rat 

1113  Rat der Europäischen Union (Ministerrat) 

1114  Offizielle Sprecher europäische Top-Ebene (EU-Kommission, Europäischer Rat) 

1120  Bundesebene 

1121  Kanzler/in 

1122  Vize-Kanzler/in, stellvertretende Regierungschefs 

1123  Minister – Auswärtiges Amt  

1124  Minister – BM Arbeit und Soziales 

1125  Minister – BM Bildung und Forschung 

1126  Minister – BM Familie, Senioren, Frauen, Jugend 

1127  Minister – BM Finanzen 

1128  Minister – BM Inneres 

1129  Minister – BM Justiz und Verbraucherschutz 

1130  Minister – BM Verteidigung 

1131  Minister – BM Wirtschaft und Energie 

1132  Minister – BM Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

1133  Minister – Sonstige BM 

1134  Offizielle Sprecher Bundesregierung 

1135  Bundespräsident  

1140  Landesebene 

1141  Landesregierung/Staatsregierung/Senat 

1142  Ministerpräsidenten/Regierender bzw. Erster Bürgermeister 

1143  Landesminister/Staatsminister/Senatoren 

1144  Offizielle Sprecher Landesregierung 
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1150  Kommunale Ebene 

1151  Landrat 

1152  Oberbürgermeister, Bürgermeister, Magistrat, Gemeindevorstand 

1160  Ausland 

1161  Staatsoberhäupter, Regierungschefs 

1162  Minister 

1163  Offizielle Sprecher ausländische Regierung 

 

1200  Rolle bzw. institutioneller Kontext: PARLAMENT/LEGISLATIVE 

Hinweis – unabgeschlossene Personengruppen im Bereich Parlament/Legislative: Für unabge-

schlossene Personengruppen („die CDU-Fraktion“, „der Rechtsausschuss“) finden sich hier 

dementsprechende Ausprägungen (wie etwa Fraktion, Regierungsmehrheit, Opposition, Aus-

schuss). Diese sind der Codierung von Oberkategorien vorzuziehen. Im Falle von Fraktionen 

ist – sofern ersichtlich – auch die Parteizugehörigkeit zu verschlüsseln (siehe Kategorie 

SPRECH_PAR).  

1210  Europäische Ebene 

1211  Europäisches Parlament (EP) 

1212  Präsident des EP 

1213  Fraktion 

1214 Fraktionsvorsitzende/r 

1215  Fraktionsübergreifende Parlamentariergruppe 

1216  Ausschuss 

1217  Ausschussvorsitzende/r 

1218  Einzelne Abgeordnete ohne genannte Funktion 

1220  Bundesebene 

1221  Bundestag 

1222  Bundestagspräsident 

1223  Regierungsmehrheit 

1224  Opposition 

1225  Bundesrat 

1226  Fraktion (inkl. Landesgruppen innerhalb einzelner Parteifraktionen) 

1227  Fraktionsvorsitzende/r (d. h. auch Dobrindt als Vorsitzender der CSU-Landesgruppe) 
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1228  Fraktionsübergreifende Parlamentariergruppe 

1229  Ausschuss 

1230  Ausschussvorsitzende/r 

1231  sonstige Ausschüsse und Kommissionen (z. B. Enquete-Kommission, Vermittlungsaus-

schuss, Gemeinsamer Ausschuss) 

1232  Einzelne Abgeordnete ohne genannte Funktion 

1240  Landesebene 

1241  Landtag/Abgeordnetenhaus/Bürgerschaft 

1242 Regierungsmehrheit 

1243 Opposition  

1250  Kommunale Ebene 

1251  Landkreistag und Kreistag/Stadtrat/Gemeinderat  

1260  Ausland  

1261 Legislativ-parlamentarische Ebene Ausland 

 

1300  Rolle bzw. institutioneller Kontext: PARTEIFUNKTION 

1310  Europäische Ebene 

1311  Parteivorsitzende 

1312  Stellvertretender Parteivorsitzende 

1313  Geschäftsführer bzw. Generalsekretär 

1314  Sonstige Parteifunktionäre 

1320  Bundesebene 

1321  Parteivorsitzende 

1322  Stellvertretender Parteivorsitzende 

1323  Geschäftsführer bzw. Generalsekretär 

1324  Sonstige Parteifunktionäre 

1330  Landesebene 

1331  Parteivorsitzende 

1332  Stellvertretender Parteivorsitzende 

1333  Geschäftsführer bzw. Generalsekretär 

1334  Sonstige Parteifunktionäre 

1340  Kommunale Ebene 

1341  Vorsitzende 



39 

 

1342  Sonstige Parteifunktionäre 

1350  Ausland 

1351  Vorsitzende 

1352  Sonstige Parteifunktionäre 

1400  SONSTIGE SPRECHER/AKTEURE Politik national und international, z. B. bei 

Formulierungen wie „Innenpolitiker der CDU“, bei denen der institutionelle Kontext 

sowie die Bezugsebene unklar bleiben sowie bei ehemaligen politischen Akteuren) 

 

1500  VERWALTUNG 

Hinweis – Verwaltungsorgane im Justiz- und Sicherheitsbereich: Verwaltungsorgane aus dem 

Justiz- und Sicherheitsbereich werden gesondert erfasst (siehe Code 1600).  

Hinweis – Wahlbeamte: Wahlbeamte im deutschen Verwaltungssystem werden nicht der poli-

tischen, sondern der Verwaltungsebene zugeordnet (Ausprägung 1560).  

1510  Europäische Ebene (hier nicht Grenzschutz-Agentur Frontex, siehe Code 1614) 

1511  Verwaltungsorgane der Europäischen Kommission (Generaldirektionen und Dienste) 

1512  Agenturen / Behörden / Ämter der EU 

1513  Europäische Zentralbank 

1520 Bundesebene (Hinweis: Beamtete sowie parlamentarische Staatssekretäre hier veror-

ten) 

1521  Bundeskanzleramt 

1522  Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 

1523  Auswärtiges Amt (hier auch: Auswärtiger Dienst, Botschaften, ständige Vertretungen 

und Konsulate) 

1524  Bundesministerium (BM) Arbeit und Soziales  

1525  BM Bildung und Forschung 

1526  BM Familie, Senioren, Frauen, Jugend 

1527 BM Finanzen 

1528  BM Inneres 

1529  BM Justiz und Verbraucherschutz 

1530  BM Verteidigung 

1531  BM Wirtschaft 

1532  BM Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

1533  Sonstige BM 
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1534  Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

1535  Bundesagentur für Arbeit 

1536  Beauftragter der Bundesregierung für Menschenrechtspolitik und Humanitäre Hilfe 

(Menschenrechtsbeauftragter, angesiedelt im Auswärtigen Amt) 

1537  Sonstige Ämter und Behörden (z. B. Bundeskartellamt, Bundesrechnungshof, Finanz-

verwaltung, Umweltbundesamt, Bundesverwaltungsamt etc.) 

1540  Landesebene 

Hinweis – Bezeichnungen von Landesministerien: Auf deutscher Landesebene gibt es keine 

einheitlichen Bezeichnungen für Ministerien. Aufgeführt sind hier Bezeichnungen von Mini-

sterien mit inhaltlichem Bezug zu Flucht- und Asylmigration. Sollten in einem bestimmten 

Bundesland Ministerien für Themenbereiche zuständig sein, die hier mit unterschiedlichen 

Ausprägungen (Beispiel: Ministerium Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau in Baden-Würt-

temberg) versehen sind, so ist der Code (LM Wirtschaft, LM Arbeit, Soziales, Integration oder 

Sonstige LM) zu wählen, der thematisch am besten zu den fokussierten Aussagen des jeweili-

gen Sprechers/Akteurs passt. 

1541  Staatskanzlei, Senatskanzlei 

1542  Landesministerium (LM) Arbeit, Soziales, Integration 

1543  LM Bildung, Forschung, Wissenschaft, Kultus 

1544  LM Familie, Senioren, Frauen, Jugend, Gleichstellung 

1545  LM Finanzen 

1546  LM Inneres, Kommunales, Sport 

1547  LM Justiz 

1548  LM Wirtschaft 

1549  Sonstige LM 

1550  Landesämter und Behörden (z. B. Statistisches Landesamt, nicht: Landesämter für Ver-

fassungsschutz oder Landeskriminalämter, siehe Code 1624) 

1560  Kommunale Ebene, z. B. Regierungspräsidium, Landratsamt, Rathaus, Ordnungsamt, 

Kinder- und Jugendämter, Bürgeramt, Bürgerbüros, auch: Wahlbeamte 

1570  Kommunale und stadtnahe Einrichtungen, z. B. Schulen, Wohnungsbaugesellschaf-

ten, Jugendzentren, sozialpädagogische Betreuungsangebote, Verkehrsbetriebe, Stadt-

werke, Arbeitsvermittlung im Sinne von lokalen Geschäftsstellen und Job-Centern der 

Arbeitsagentur 

1580  Ausländische Verwaltung, z. B. Ministerialverwaltung inkl. Staatssekretären, Ämter, 

Behörden etc. 
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1600  JUSTIZ UND SICHERHEITSORGANE 

1610  Europäische Ebene 

1611  Europäischer Gerichtshof 

1612  Europol 

1613  Eurojust 

1614  Frontex (Grenzschutz-Agentur der EU) 

1620  Deutschland 

1621  Polizeien und Polizei-Organe auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene 

1622  Gerichte des Bundes und der Länder (auch: Amtsgerichte) 

1623  Generalbundesanwalt, Staatsanwaltschaft 

1624  Bundesamt und Landesämter für Verfassungsschutz 

1625  Bundeskriminalamt und Landeskriminalämter 

1626  Bundesnachrichtendienst 

1627 Bundesamt für Justiz 

1628  Rechtsanwälte 

1629  Sonstige Organe aus dem Bereich Justiz und Sicherheit 

1630  Ausland 

1631  Rechtsprechung (ausländische Justiz) 

1632  Rechtsdurchsetzung (ausländische Polizei) 
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1700  INTERNATIONALE STAATLICHE ZUSAMMENSCHLÜSSE bzw. INTERNA-

TIONALE ORGANISATIONEN und ZUGEHÖRIGE ORGANE  

1701  UN/UNO (hier u. a. auch: UNHCR, UN Sicherheitsrat, UN Menschenrechtsrat, Inter-

nationaler Gerichtshof, Internationale Arbeitsorganisation; nicht: UNO Flüchtlingshilfe, 

siehe „Interessenverbände“) 

1702  OSZE 

1703 WTO 

1704  G7/G20 

1705  OECD 

1706  IWF 

1709  Sonstige internationale staatliche Zusammenschlüsse bzw. Organisationen 

 

1800  MILITÄR UND TERRORISTISCHE VEREINIGUNGEN 

1801  Nationales Militär (z. B. Bundeswehr) 

1802  Rebellen, Terrororganisationen, militante Extremisten 

1803  Internationale Militärbündnisse (z. B. NATO, UN-Friedenstruppe/Blauhelme) 

1809  Sonstige militärische Gruppe 

 

1900  WIRTSCHAFT, z. B. Börse, private Banken, Unternehmen, nicht: staatliche oder sup-

ranationale Zentralbanken, diese fallen in den Bereich „Verwaltung“ 

 

2000 INTERESSENVERBÄNDE – SOZIALE BEWEGUNGEN – THINK TANKS – 

LOBBY-GRUPPEN – NGOs 

2001  Menschenrechts-, Hilfs- und Nichtregierungsorganisationen sowie Vereine und Organi-

sationen zur Unterstützung von Migranten (z. B. Brot für die Welt, Amnesty Internati-

onal, Ärzte ohne Grenzen, Human Rights Watch, Reporter ohne Grenzen, Vereine wie 

Pro Asyl, Amadeu Antonio Stiftung, UNO Flüchtlingshilfe) 

2002  Interessengruppen Wirtschaft (Wirtschafts-, Arbeitgeber-, Bauernverbände wie BDI 

oder BDA, pro-wirtschaftliche Vereine, Stiftungen, Organisationen wie z. B. Initiative 

Neue Soziale Marktwirtschaft) 

2003  Interessengruppen Soziales (Gewerkschaften wie verdi, DGB, IG Metall, auch: Be-

triebsräte, Vertreter von Polizeigewerkschaften; Hinweis: Wohlfahrtsorganisationen ge-

sondert erfassen) 

2004  Rechtspopulistische und rechtsextreme soziale Bewegungen (z. B. PEGIDA, Identitäre 

Bewegung) 
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2005 Linke und linksextreme soziale Bewegungen (No Border Netzwerk, Antifa, Anti-Glo-

balisierung-Bündnisse) 

2006  Migranten(selbst)organisationen (z. B. Türkische Gemeinde in Deutschland) 

2007  Zusammenschlüsse von Interessengruppen (z. B. Europäischer Wirtschafts- und Sozial-

ausschuss, Europäischer Ausschuss der Regionen) 

2008  Sonstige Bürgergruppen (lokale Flüchtlingsinitiativen, Bürgerbewegungen, Bürgeralli-

anzen) 

2009  Sonstige(r) Interessenverband/Interessengemeinschaft (z. B. Umweltverbände, Deut-

scher Städte- und Gemeindebund) 

 

2100  KIRCHE UND RELIGION, z. B. religiöse Oberhäupter, kirchliche/religiöse Amtsträ-

ger/Institutionen, religiöse Vereine, Verbände und Organisationen, nicht: Wohlfahrts-

organisationen) 

2101  Christentum allgemein 

2102 Katholische Kirche 

2103 Evangelische Kirche 

2104  Islam 

2105  Judentum 

2109  Sonstige Religionen 

 

2200  WOHLFAHRTSORGANISATIONEN, z. B. Caritas, Diakonie, jüdische Zentral-

wohlfahrtsstelle, Deutsches Rotes Kreuz, Arbeiterwohlfahrt, Deutscher Paritätischer 

Wohlfahrtsverband 

2300  MEDIZIN UND GESUNDHEIT, z. B. Selbsthilfegruppen, Krankenhaus, Rettungs-

dienst, Feuerwehr, Ärzte, Ärztekammer, Apotheken, Krankenkassen 

2400  EXPERTEN – GUTACHTER – WISSENSCHAFT (nicht: Think Tanks, siehe Code 

2000) 

2500  MEDIEN UND JOURNALISTEN (nicht: Beitragsautor als Sprecher, siehe Code 

3000) 

2600  SPORT, z. B. Profi- und Amateur-Sport, Management, Verbände 

 

2700  SONSTIGE EINZELPERSONEN  

2701  Privatperson, einfache Bürger 

2702  Ehrenamtlich Tätige 

2703  Intellektuelle, Künstler 
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2704  Prominente (nicht: Politiker, Unternehmensvorstände, Sportler, Journalisten, etc.; nur 

zu codieren, falls keine zum Tätigkeitsbereich von prominenten Personen passende Aus-

prägung vorliegt) 

2705  Migranten/Flüchtlinge/Asylbewerber 

 

3000  BEITRAGSAUTOR(EN) ALS SPRECHER (inkl. Agenturmeldungen) 

4000 ALLGEMEINHEIT ALS SPRECHER/AKTEUR, z. B. nicht näher definierte, unab-

geschlossene Personengruppen wie „die Menschen in Deutschland“, „die Bewohner der 

Stadt X“ etc. 

9000  SPRECHER/AKTEUR IST KEINER AUSPRÄGUNG ZUZUORDNEN 
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Parteizugehörigkeit von Sprechern/Akteuren (SPRECH_PAR) 

Filter: Nur zu codieren, sofern ein Sprecher/Akteur, der a. als Einzelperson vorkommt (siehe 

SPRECH_EIN), b. unter SPRECH den Bereichen Politik oder Verwaltung zugeordnet wurde 

(d. h. Verschlüsselung von Codes im Zahlenbereich von 1000 bis 1580). Bei Sprecher/Akteuren, 

die diesen Bereichen nicht zuzuordnen sind, wird das Feld in der Codiermaske freigelassen. 

Erste Ausnahme von der Einzelperson-Bedingung stellen Parteien und Fraktionen dar. Kom-

men diese in der Form von unabgeschlossenen Personengruppen vor und wird die Parteizuge-

hörigkeit im jeweiligen Text explizit genannt, so ist auch hier die Parteizugehörigkeit zu ver-

schlüsseln. Eine zweite Ausnahme von der Einzelperson-Bedingung liegt vor, wenn bei unab-

geschlossenen Personengruppen aus den Bereichen Politik und Verwaltung im Text explizit auf 

deren parteiliche Verortung verwiesen wird (Beispiele: „das grün regierte Friedrichshain“, 

„die bayerische CSU-Regierung“). 

Hier wird die Parteizugehörigkeit von Sprechern und Akteuren – sofern erkenntlich – festge-

halten. Bei Sprechern/Akteuren aus dem Ausland sind die jeweiligen zu verschlüsseln. 

1 = SPD 

2 = CDU 

3 = CSU 

4 = Die Grünen 

5 = FDP 

6 = Die Linke 

7 = AfD 

8 = NPD 

9 = Sonstige Parteien (auch: Wählergemeinschaften) 

10 = Parteilos (z. B. parteiloser Landrat/Bürgermeister) 

11 = Sozialdemokratische, sozialistische Parteien 

12 = Konservative, christdemokratische Parteien (USA: Republikanische Partei) 

13 = Grüne, ökologische Parteien 

14 = Liberale Parteien (USA: Demokratische Partei) 

15 = Linke, linkspopulistische, kommunistische Parteien 
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16 = Rechtspopulistische/-extreme, europaskeptische, nationalistische, faschistische Parteien 

17 = Sonstige Parteien 

18 = Parteilos 

99 = Parteizugehörigkeit nicht feststellbar
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